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Die deutsche Wirtschaft 
im Zeitalter der internationalen Pläne

Prof. Dr. Karl Heinz Pfeffer, Bremen*)

DER STILWANDEL 
IN DER INTERNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT

A ls sidi am Ende des ersten W eltkrieges unter maß- 
geblidier M itarbeit des Südafrikaners Jan  Smuts 

der Gebrauch des W ortes „M andat“ im internationalen 
Kolonialreciit durchsetzte, wurde zuerst an den deut­
schen Kolonien und an den Ländern der Erbmasse des 
Osmaniscfaen Reiches deutlich, daß ein Zeitalter zu 
Ende ging, das sich nicht genierte, W orte wie „Kolonie" 
oder „Imperium" zu gebrauchen. Das „Zeitalter des 
Imperialismus“ w ar seinem Abschluß nahe, wenn auch 
noch nach 1919 die W orte „Impero" oder „Empire“ 
gebraucht und sogar neu eingeführt wurden. Man be­
gann selbst bei Fortdauer dieser Begriffe, sich zur 
Theorie des „Dual M andate“ im Sinne von Lord 
Lugard zu bekennen: Die Kolonialmacht sollte sich 
einerseits beauftragt fühlen, Vormund einer geschicht­
lich unmündigen Bevölkerung zu sein, andererseits ihr 
„M andat“ im Aufträge der zivilisierten Staatengem ein­
schaft ausüben.
Der W andel des politischen Bewußtseins oder der poli­
tischen Ideologie fand sein Gegenstück in einer all­
mählich erwachsenen neuen Theorie der W eltw irt­
schaft. Die industrielle Gegenkolonisation, die von den 
Umständen des ersten W eltkrieges in manchen Über­
seeländern erzwungen worden war, machte das W eiter­
bestehen einer scharfen Trennung zwischen W erkstatt­
ländern einerseits, Rohstoff- und Absatzländern ande­
rerseits unmöglich. Ein Land nach dem anderen ver­
suchte, den W eg zur M onokultur zu vermeiden. Es 
stellte sich bald heraus, daß die überlieferte Form der 
W eltwirtschaft nicht durch ein System kleiner A utar­
kien ersetzt werden konnte. Der neue Stil bedeutete 
nicht Abschließung vom internationalen W aren-, Men­
schen- und Geldverkehr, sondern einerseits Planung, 
andererseits Verknüpfung aller wirtschaftlichen Über­
legungen mit sozialpolitischen Rücksichtnahmen. Die 
Arbeitskraft und die Konsumkraft der Menschen 
außerhalb der alten  Industrieräum e wurden höher als 
früher bewertet, die M utterländer gewährten ihren 
Kolonien den Schutz von Aufbauplänen, gering indu­
strialisierte S taaten erzwangen von ihren Handels­
partnern Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse ihrer 
eigenen Arbeitsplatz- und Versorgungspolitik. Die 
wirtschaftlich starken Länder, ob sie. nun Kolonial­
mächte w aren oder nicht, mußten auch in ihren W irt­
schaftsbeziehungen die Tatsache eines Doppelmandats 
anerkennen: ihr eigener wirtschaftlicher Vorteil ver­
langte Rücksichten auf die Interessen der Partner, und
‘) M itarbeiter im Bremer A ussdiuß für W irtsdiaftsforsdiung.

die mörderische Konkurrenz untereinander mußte ein­
geschränkt, eine Verteilung der M ärkte und Bezugs­
quellen nach Plänen mußte versucht werden.
Der Stilwandel der weltwirtschaftlichen Zusammen­
arbeit zwischen den Nationalwirtschaften entspricht 
dem Stilwandel in  den Betrieben, die in ihrem eigenen 
Interesse soziale V erantwortung auf sich nehmen und 
sorgfältig ihren Ruf in der Öffentlichkeit (durch „Public 
Relations“) zu pflegen begannen. Das „Doppelmandat“ 
des Dienstes am Kunden und der betrieblichen Sozial­
politik gilt heute auch in  der Weltwirtschaft. Q ualität 
und Billigkeit setzen sich nicht mehr automatisch 
durch, Versuche zu einer Übervorteilung schädigen 
nur ihren Urheber. Die großen M assen der Kunden 
und Lieferanten in  den außereuropäischen Erdteilen 
sind wirtschaftlich ebenso erwacht wie politisch.
Der neue Stil, der am Ende des zweiten W eltkrieges 
endgültig durchbrach, zeigt sich bis jetzt in drei ver­
schiedenen Formen:

KOLONIALE TREUHÄNDERSCHAFT

W ohl wurde die erste formale Anerkennung des 
Mandatsgedankens mit dem Sieg im ersten W eltkrieg 
verknüpft, und nur die den Besiegten weggenommenen 
Länder wurden den Siegermächten als M andate im 
doppelten Sinn übergeben. Aber diese Einschränkung 
war nur formal. Die Kolonialmächte verteidigten ihren 
Besitz gegen die Forderungen der „Habenichtse" mit 
dem Hinweis auf ihre Pflichten gegen die einheimische 
Bevölkerung in den Kolonien, sie entwickelten die 
Selbstverwaltung, sie förderten die wirtschaftliche 
Selbsthilfe, sie stellten Pläne über Pläne zur „re­
valorisation“ auf. Aus dem Empire française wurde 
La France d 'outre mer, aus dem British Empire das 
Commonwealth. In den einzelnen Kolonien wurden 
die voreuropäischen A utoritätsträger, die traditionellen 
Notabein, stärker an der Verantwortung beteiligt, zu­
gleich wurden aber auch Parteien und Gewerkschaften 
unter den der Tradition entfrem deten Landeseinwoh­
nern geduldet oder gefördert. Schon im ersten W elt­
krieg hatten Frankreich und Großbritannien nichteuro­
päische Soldaten außerhalb ihrer Heimat eingesetzt, 
das wiederholte sich im zweiten W eltkrieg.
Nach dem zweiten W eltkrieg besaßen die Kolonial­
mächte nicht m ehr die Macht, gegen den W illen der 
Landesbevölkerung Kolonien unter ihrer Herrschaft zu 
halten, sie m ußten also die Sympathien der Eingebore­
nen zu erringen versuchen. W eder der öffentlichen 
Meinung ihres eigenen Landes noch der Stimmung in
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Amerika konnten sie zumuten, „imperialistische“ Maß­
nahm en zu dulden. Die O rganisation der Vereinten 
N ationen sollte grundsätzlich überall in  abhängigen 
Ländern darauf achten, daß eine Treuhänderschaft, 
nicht eine Herrschaft ausgeübt wurde.
Die Kolonialmächte haben sich nach dem zweiten 
W eltkrieg zur Gewährung politischer und wirtschaft­
licher Selbständigkeit an ehemals unterworfene Län­
der bereitgefunden oder bereitfinden müssen. Der V er­
zicht auf handelspolitische und andere wirtschaftliche 
Sondervorteile darf neben der Bildung neuer Staats­
wesen nicht unterschätzt werden. Am w eitesten ist der 
Verzicht im V erhältnis zwischen Großbritannien und 
Burma gegangen, aber auch die Indische Union, Paki­
stan und Ceylon genießen in  den entscheidenden 
Fragen soviel Selbständigkeit, wie sie auf sich nehmen 
wollen und können. W ie sich in Zukunft die Zusam- 
mienarbeit im Rahmen einer Union zwischen den Nie­
derlanden und Indonesien oder zwischen Frankreich 
und Indochina gestalten wird, läßt sich noch nicht end­
gültig erkennen, jedenfalls ist Indonesien selbständig, 
und die Staaten Indochinas sind nicht mehr Kolonien. 
Die Freigabe wird ergänzt durch Fürsorge. Seit dem
1. Juli 1951 bem ühen sich Großbritannien, Australien, 
Neuseeland und Kanada um wirtschaftliche Unter­
stützung für Ceylon, Pakistan, die Indische Union, 
Malaya, Singapur und die britischen Kolonien im nörd­
lichen Borneo unter dem Stichwort des „Colombo- 
Planes". Dieser Plan zur Hebung der W irtschaftskraft 
Süd- und Südostasiens soll auch den außerhalb des 
Commonwealth stehenden S taaten Burma, Siam und 
Indonesien zugutekommen. Pläne ähnlicher A rt hat das 
britische Kolonialministerium für die einzelnen Kolo­
nien oder Gruppen von Kolonien in Afrika und Ame­
rika aufgestellt. Die australische Kolonialpolitik in 
Neuguinea läuft der britischen parallel. Vorgesehen 
sind Maßnahmen zum Nutzen der Volksgesundheits­
pflege, der Umsiedlung in Gebiete mit zahlreicheren 
Arbeitsstellen, des W ohnungsbaus, der Modernisie­
rung der Landwirtschaft, der Anlage neuer Kulturen, 
der Sicherung des Absatzes, des Baus von V erkehrs­
wegen, der sozialen Hilfe, der Volksbildung, der poli­
tischen Selbstverantwortlichkeit. Die Pläne erstreben 
eine soziale Sanierung, von der aus auch eine V er­
zinsung des neu zu investierenden Kapitals erw artet 
wird.
Frankreichs Pläne in den drei nordafrikanischen H err­
schaftsgebieten, in W estafrika, Zentralafrika und 
M adagaskar bilden eine Ergänzung seines Bemühens 
um einen wirtschaftlichen Neubeginn im M utterland. 
Die mit dem Namen Labonne verknüpften Planungen 
sind nur im Zusammenhang mit den Absichten von Jean 
M onnet und von Robert Schuman zu verstehen. Die 
Überseeländer der Union française sollen jedenfalls 
nicht m ehr nur als Rohstoffquellen für das M utterland 
dienen.
Der belgische Zehnjahresplan für den Kongo betont 
gleichzeitig die Interessen der Eingeborenen, Belgiens 
und anderer europäischer Staaten, deren M itarbeit er 
erhofft.

Seit dem V erlust Indonesiens bem ühen sich die N ie­
derlande, auf dem W eg über „Public Relations“ ihre 
koloniale V erantwortung und Leistung zugunsten der 
Eingeborenen in  dem um strittenen W estneuguinea 
und in ihrem  amerikanischen Festlands- und Insel­
besitz bekanntw erden zu lassen.
Portugal hat schon vor dem zweiten W eltkrieg in 
W estafrika, in  seinen beiden großen Kolonien im süd­
lichen Afrika, in  Indien, Timor und Macao in  Zusam­
m enarbeit m it eingeborenen Kräften die koloniale 
Aufgabe im neuen Sinn in  Angriff genonmien und aus 
ihr erhebliche Energien für die Erneuerung des M utter­
landes gewonnen. Auch Spanien betont seit dem 
Bürgerkrieg seine Verpflichtung in M arokko und er­
klärt, daß es seinen Besitz in  der Sahara und in 
Guinea zum Besten der Eingeborenen verw alten  will.

ENTWICKLUNGSPLÄNE IM INTERNATIONALEN RAHMEN 

Die treuhänderisch gedachten Entwicklungspläne der 
Kolonialmächte setzen voraus, daß die M utterländer 
selbst mit Hilfe Amerikas wirtschaftlich gesunden und 
daß im Schatten der amerikanischen Macht eine w irt­
schaftliche Zusammenarbeit in  W esteuropa zustande­
kommt. Die belgischen und französischen Pläne rech­
nen mit einer Beteiligung dritter Staaten. Spanien und 
Italien können auch bescheidene Übersee-Aufgaben 
nur in  Angriff nehmen, wenn sie Hilfe von außen er­
halten. Portugal finanziert seine kolonialen A nstren­
gungen aus der K onjunktur für seine Kolonialprodukte 
und der geographisch-strategischen Bedeutung der 
unter seiner Flagge stehenden Länder im Rahmen des 
amerikanisch geführten Bündnissystems. Die N ieder­
lande erholen sich nur mit amerikanischer U nterstüt­
zung. Der Colombo-Plan ist unter der Voraussetzung 
amerikanischer Hilfe aufgestellt worden, und Indien 
muß ebenso wie die Goldküste mit Am erika rechnen. 
Die Pläne neuen Stils, die von den Kolonialmächten 
auf gestellt worden sind, zeigen außer ihrem  sozial­
politischen und ihrem planwirtschaftlichen noch ein 
drittes Element: sie fügen sich in eine Hoffnung auf 
internationale Zusammenarbeit der westlichen W elt 
ein. Da die M utterländer Empfänger von M arshall- 
Hilfe sind oder w aren oder auf andere W eise am eri­
kanische Hilfe erhalten, bilden die Kolonialpläne ein 
Teilstück der amerikanischen Bemühungen zur N eu­
ordnung der W elt.
Die wirtschaftlich schwächeren Staaten, die nicht in 
kolonialer Abhängigkeit leben, genießen amerikanische 
Unterstützung, wenn sie von der UNO. oder einer 
ihrer Gliederungen (Wirtschafts- und Sozialausschuß, 
FAO,, UNESCO., ILO.) Rat oder Hilfe erhalten, denn 
Amerika leistet den größten Beitrag für die UNO. 
Auch die regionalen Zusammenschlüsse politischer 
oder militärischer N atur (panamerikanische Zusam­
menarbeit, Nordatlantikpakt, Pazifikpakt, Bündnisse 
mit Griechenland, der Türkei, Spanien, Stützung Jugo­
slawiens) bringen wirtschaftliche Auswirkungen der 
militärischen Pläne. Die amerikanische Besetzung hat 
Japan, Südkorea und andere pazifische Länder unter 
das Gesetz der amerikanischen Absichten gestellt. Im
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Karibischen M eer und in der Südsee hat Am erika von 
seinen eigenen Kolonien aus (Portoriko und den Jung­
ferninseln, Samoa, Guam und dem früheren japa­
nischen M andatsgebiet Mikronesiens) eine mit ande­
ren Kolonialmächten zusammenarbeitende W irtschafts­
und Sozialplanung in  Angriff genommen.
Der Grundsatz der amerikanisch beherrschten w est­
lichen W eltwirtschaft w ird am klarsten formuliert in 
dem bekannten Punkt .Vier von Präsident Trumans 
A ntrittsrede 1949: Den früheren Passivpartnern des 
internationalen W irtschaftsverkehrs soll durch lang­
fristige Investitionen aus privater Quelle und durch 
die Entsendung, von Fadikräften dazu verhelfen w er­
den, daß ihre Nationalwirtschaften eigene Stärke ge- 
wiimen.
W ie ein zweites Planetensystem bildet sich in  ähn­
lichem Stil parallel zur westlichen eine östliche W elt­
wirtschaft. Der Appell des Kommunismus an soziale 
Wünsche und Hoffnungen muß im Zusammenhang des 
gesamten Stilwandels der W eltwirtschaft verstanden 
werden. Er lehnt nicht den Inhalt der westlichen Pläne 
ab, sondern bezweifelt nur die Fähigkeit und den 
W illen des W estens zu ihrer Durchführung.
Er entschuldigt die Opfer, die seine eigene, radikalere 
M ethode fordert, m it dem Endziel. Er verspricht nach 
einer unzweifelhaft schwierigen Umstellungsperiode 
W ohlstand und Frieden. W ährend der Umstellungszeit 
will er Störungen aus der anderen W elt entweder 

' defensiv durch Absperrung gegen den W esten oder 
offensiv durch V orantreiben der W eltrevolution in 

. den Raum des W estens hinein abwehren.
In den ostmitteleuropäischen Staaten wurden Zug um 
Zug die alte Herrenschicht und die gesinnungsmäßig 
zum W esten neigende Intelligenz und Wirtschafts- 
bourgeoisie gewaltsam beiseite gedrängt oder aus­
geschaltet. Den Bauernvölkern der Bulgaren, Rumänen, 
Madjaren, Slowaken und Polen wurde ein ähnliches 
Ziel gezeigt w ie früher den Staatsangehörigen der So­
wjetunion selbst. Die kommunistisch geführten Regie­
rungen verkündeten M ehrjahrespläne, die sowohl dem 
Aufbau der eigenen W irtschaft ihrer Länder als auch 
ihrer Einstimmung in die Zusammenarbeit mit der So­
wjetunion dienen sollen. Die Theorie für den w irt­
schaftlichen Zusammenschluß der Volksdemokratien 
ist nicht sehr verschieden von der im W esten verkün­
deten Lehre der sozialen Verantwortung, des Planens 
und der Zusammenarbeit mit anderen N ationalw irt­
schaften. Die wirtschaftlich höher entwickelten Gebiete 
(Böhmen, Mähren, Schlesien, einzelne Bezirke Polens 
und Ungarns) sollen in dem Gesamtsystem ebenso eine 
sinnvolle Aufgabe finden wie in der westlichen W elt­
wirtschaft die europäischen Industrieländer neben dem 
amerikanischen Kern.
Vorläufig zeichnet sich als Ergebnis der Planungen 
nicht eine neue Fassung von „bi-konzentrischer W elt­
wirtschaft“ im Sinne Predöhls ab, sondern zwei W elt­
wirtschaften bauen sich nebeneinander nach den glei­
chen Grundsätzen der sozialen Rechtfertigung, der 
Planung und der übernationalen Integration auf. Jede 
der beiden erhebt grundsätzlich den Anspruch, die

Kernzelle der richtigen e i n e n  W eltwirtschaft zu er­
richten, Außerhalb der Grenzen der sowjetischen Mili­
tärmacht versprechen die kommunistischen Agitatoren, 
daß die Herrschaft ihrer Freunde in der Zukunft bessfer 
als die der gegenwärtigen Machthaber die Sehnsucht 
nach Wohlstand, Ordnung und Frieden stillen werde, 
daß man jedoch zunächst der Erfüllung dieser Sehn­
sucht Opfer bringen müsse. Die Ostzone Deutschlands 
wird als Probefall nach W esten betrachtet, während 
im Osten vor den Grenzen der Sowjetunion in der 
Mongolischen Volksrepublik die für asiatische Trocken­
gebiete brauchbarste Methode erprobt wird.

SOZIALE UND SOZIALISTISCHE TENDENZEN 
IM KOLONIALEN NATIONALIMUS

Es kann heute noch nicht gesagt werden, ob die frühe­
ren Kolonialvölker und die jetzt noch unter kolonialer 
Verwaltung stehenden Bevölkerungen durch den Über­
gang zum neueti Stil der Beziehungen zwischen ihren 
Ländern und Europa oder Am erika zufriedengestellt 
werden. Gegen die Kolonialmächte hat sich früher die 
Notabeingruppe der landeseigenen Tradition und 
außerdem eine schmale Schicht europäisierter Einge­
borener mit intellektuellem  oder wirtschaftlichem Ehr­
geiz gewehrt, während die M assen die koloniale H err­
schaft hinnahmen, wo ihnen nicht deutlich sichtbar 
physischer Schade zugefügt wurde. Es ist möglich, daß 
heute die Notabein, die Europäisierten und die Massen 
verschiedene W ege gehen. Es ist möglich, daß eine 
oder jede der drei Gruppen mit den helfenden Treu­
händern kollaboriert oder daß sie den Kommunismus 
vorzieht. Es ist auch nicht ausgeschlossen, daß sich 
neue Formen eines einheimischen Sozialismus ent­
wickeln, die in jedem Lande verschieden sein mögen.
Jedenfalls nehmen die früher unterworfenen Kolonial­
völker das Ziel des neuen Zeitalters an: Soziale Ver­
antwortung, geplante Wirtschaft, internationale Zu­
sammenarbeit. Manche frei gewordenen Länder können 
gar nicht genug planen, so daß sie ihre wirtschaftliche 
Ordnung durch ein Gegeneinander von Eingriffen zu 
gefährden drohen. Sie trauen den Partnern aus ande­
ren Erdteilen in dem Maße, in dem sie gute Erfahrun­
gen mit ihnen gemacht haben. Es kostet aber erheb­
liche Mühe, sie von einem Sinneswandel bei Staaten 
zu überzeugen, deren Kolonialherrschaft sie als 
drückend empfanden.
Das bedeutendste Beispiel der Hinwendung zum Sozia­
lismus bietet die Chinesische, Volksrepublik — Nord­
korea ist einen ähnlichen W eg gegangen —, und auch 
asiatische Staaten, die sich nicht zum Kommunismus 
bekennen (Indien, Pakistan, Indonesien, Burma), be­
tonen seit dem Gewinn ihrer politischen Selbständig­
keit die Absicht, durch Planwirtschaft sozialen Fort­
schritt zu erzwingen. Sie sehen die Vorgänge in der 
Sowjetunion in kühler O bjektivität an, weil ihre 
Lebenshaltung keinen Aiilaß bietet, in eine Panik vor 
sozialem Abstieg zu geraten.
Im V orderen O rient ist noch nicht geklärt, ob die 
Notabein, die Intellektuellen oder neu aufsteigende 
M assenführer die Leitung der Bauern, H irten und
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Städter in die Hand nehm en oder ob sidi eine Koali­
tion dieser Gruppen bildet. Vorderasien und Nord­
afrika bis Abessinien und Marokko lassen vorläufig 
die Frage offen, in w eldier Form der Nationalismus 
ihrer V ölker die sozialen Forderungen aufgreifen 
wird.
Die Goldküste und Nigerien, aber audi die Kolonien 
Französisdi-W estafrikas zeigen, daß heute audi die 
kleine Intellektuellensdiidit Negerafrikas einerseits 
M assenwirkung gewinnt, andererseits vor die Ent- 
sdieidung zwisdien den versdiiedenen M öglidikeiten 
gestellt wird.
In Iberoam erika versudien in  erster Linie Argentinien 
und Mexiko, eigene W ege zu finden, aber audi in 
Uruguay, Bolivien, Brasilien, Venezuela, Guatemala, 
Kuba und anderen Ländern vollzieht sidi ein Ringen 
um Emanzipation und den neuen Stil der Zusammen­
arbeit m it stärkeren Staaten. In m andien Ländern 
w ird die revolutionäre Energie eines rassisdien und 
sozialen Freiheitsstrebens audi heute nodi nur mit 
Gewalt zurüdcgehalten. Audi diese revolutionäre 
Energie hat bis jetzt nodi nidit zw isdien den grund- 
sätzlidien M öglidikeiten gewählt.
Im eigensten Bereidi der europäisdien Völker haben 
sid i Nationalismus und revolutionärer Sozialismus in 
Jugoslaw ien verbündet, wo in einzelnen Gebieten als 
Erbteil der türkisdien oder m adjarisdien H errsdiaft 
bis in die jüngste Vergangenheit koloniale Zustände 
herrsditen. A udi der Mapai-Sozialismus Israels gehört 
sowohl von der G esdiidite der Juden als audi von 
der Gesdiidite des Landes Palästina her in diesen 
Zusammenhang.
Die Programme der Gruppen, die einen Einheimi- 
sdiensozialismus vertreten, sind einander ähnlidi: 
Fremde Investitionen ohne politisdie Gegenleistun­
gen; Verwendung fremden Kapitals n id it zum Abbau 
landeseigener Bodensdiätze, sondern zur Sanierung 
oder Vollentwidclung der N ational w irtsdiaft; Sdiaf- 
fung von Arbeitsplätzen und Hebung des Lebens­
standards.

DIB STAATEN OHNE KOLONIALEN MACHTBEREICH 

Eine Reihe von Staaten ist n id it unm ittelbar an der 
N eugestaltung der kolonialen Beziehungen beteiligt. 
Diese Länder sind w eder Kolonien nodi Kolonial- 
mädite, und sie können weder die W irtsdiaftspolitik 
der USA. noch die der Sowjetunion beeinflussen. Es 
sieht aus, als könnten sie außerhalb der großen Pläne 
bleiben.
Sie besdiäftigen sidi mit kleinen Plänen zum W ieder­
aufbau, zum Ausbau oder zur Erhaltung des Gleidi- 
gew idits in ihrer N ationalw irtsdiaft; sie versudien, 
„introvertiert" zu leben. Sie hoffeij, daß Chancen 
w iederkehren, die denen der W eltw irtsdiaft alten 

■ Stils ähnlidi sind; sie verstedien ihre inneren Sdiwie- 
rigkeiten; sie profitieren von zufälligen M öglidikeiten 
einer geographisdien Konstellation; oder sie müssen 
sid i fremden W ünsdien beugen; sie können audi lange 
Zeit Kampffeld sein wie Indodiina, M alaya, Formosa 
oder Südkorea.

W eder die Hoffnung nodi das Zufallsgesdiäft nodi 
die Politik des Vogel Strauß nodi die Selbstaufgabe 
sidiern einen Platz im System der sid i erneuernden 
W eltwirtschaft, ob es nun einpolig oder zweipolig sein 
wird. Die bestimm enden Kräfte der heute vorhande­
nen beiden W eltw irtsdiaftssystem e schätzen sorgfäl- ■ 
tig das Potential der Länder ab, die sidi bemühen, 
außerhalb der internationalen Zusam menarbeit zu 
bleiben oder in alter W eise unbeküm m ert dahinzu­
leben. Es dürfte ratsam  sein, daß m an sidi keinen 
Täuschungen über die M öglidikeit zu einer Isolie­
rung hingibt, sondern sich ein eigenes Urteil über die 
Chancen und d ie notw endigen M aßnahmen bildet. Es 
genügt nicht, daß m an die internationalen Pläne zur 
Kenntnis nimmt und dann auf eine Aufforderung zum 
M ittun w artet. A udi die S taaten außerhalb der sidi 
bildenden Systeme sind gezwungen, ihre Offerten zu 
kalkulieren.

FORMEN EINER MÖGLICHEN DEUTSCHEN MITARBEIT 

Deutschland ist un ter ihnen in einer besonders schwie­
rigen Lage, weil es n id it w issen kann, w er es eigent­
lich ist. Es lebt nur in  provisorisdier Gestalt. N ur für 
das Provisorium der Bundesrepublik können exakte 
Berechnungen aufgestellt werden, denn in anderen 
Teilen Deutsdilands w erden Zählungsergebnisse ent­
w eder nicht veröffentlidit, oder sie können n id it mit 
den Zahlen der Bundesrepublik verglichen werden. 
D aher w ird manchmal „Deutschland" gesagt, wenn 
nur die Bundesrepublik gem eint ist.
Man kann über den Rahmen der Bundesrepublik hin­
aus die v ier Besatzungszonen des Rumpfdeutsdiland 
von 1946 als w irtsdiaftliche Einheit betrachten, oder 
man kann sidi das Deutsche Reidi in den Grenzen 
von 1937 als W irtschaftsgebiet vorstellen. Dann sdiafft 
das Vorhandensein der Industriezonen Saar und Ober­
schlesien ebenso neue V oraussetzungen wie der Ein­
bezug der landwirtsdiaftlidien Ubersdiüsse N ieder­
schlesiens und der Nordostprovinzen.
Über diese historisdien Grenzen hinaus zeidinete sidi 
nicht nur in der Zeit deutscher Länderbesetzungen 
während der beiden W eltkriege, sondern gerade in 
friedlichen Perioden durch ein System von zwei- und 
m ehrseitigen V erträgen (man denke an den deutsch- 
rumänischen W irtschaftsvertrag von 19391) ein Raum 
natürlid ier W irtschaftsbeziehungen ab. Von jeher 
w aren die Länder O stm itteleuropas über S taatsgren­
zen und volkspolitisdie Ansprüche hinweg auf eine 
gegenseitige Ergänzung angewiesen, und nicht einmal 
die sdiarfe Zollgrenze zwischen dem Zarenreich ■ und 
dem preußischen O sten hat die Zusammenhänge zer­
reißen können, die z. B. in den W anderungsvorgän­
gen deutlich w urden (deutsdie Spezialisten gingen 
nach Polen, polnische A rbeiter kam en nadi Deutsch­
land). Das Bismarckreich und die Donaumonardiie ar­
beiteten aus Vernunftgründen wirtsdiaftlich eng zu­
sammen, und im Kerngebiet „M itteleuropas“, zu dem 
jenseits der Grenzen des „Deutschen Reiches“ die Län­
der des späteren Rumpfösterreich und die Sudeten­
länder, aber auch Slowenien, Kroatien und Triest so­
wie Polen und Litauen gehörten, bestand eine Inter­
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essen- oder Ergänzungsgemeinsdiaft. Dänemark, die 
Niederlande, Luxemburg, Ungarn, Rumänien, Serbien 
und Bulgarien gehörten im weiteren Sinne ebenfalls 
zu diesem W irtsdiaftsgebiet, das n id it durdi politisdie 
Maßnahmen künstlidi zusammengebradit, sondern im 
Gegenteil erst durdi die Politik künstlidi auseinander­
gerissen wurde.
A udi heute ist die Feststellung, daß die deutsdie 
W irtsdiaft erst in einem größeren Rahmen lebensfähig 
wird, ein Gemeinplatz. Dabei bleibt aber offen, wie 
dieser Rahmen gespannt sein soU. Sdiuman-Europa 
ist seine nädistliegende, jedodi ebenfalls durdiaus 
provisorisdie Bestimmung. M an kann über seine Be­
grenzung hinaus an das Festlandeuropa denken, das 
zw isdien den beiden W eltkriegen von der W est­
grenze der Sowjetunion bis zum A tlantik einen ver­
hältnismäßig freien W irtsdiaftsverkehr kannte. Man 
kann sidi diesen Raum in das atlantisdie System nadi 
W esten oder das sow jetisdie nad i O sten erw eitert 
vorstellen. Festzuhalten ist jedenfalls, daß man so 
lange sdiw erlidi von einer W irtsdiaft „Deutsdilands“ 
spredien kann, wie W ürttem berg n id it nach Polen 
und Sadisen n id it in die USA. ungehindert exportie­
ren darf. Jede Aussage bleibt daher provisorisdi. Die 
deutsdie Kraft zur M itarbeit am W iederaufbau der 
W elt ist wohl potentiell vorhanden, jedodi durdi 
Sperren und Sdinitte gelähmt.
Arbeitsleistung ist der eigentlidie Beitrag, den 
Deutsdiland aufbringen kann. Daß dieser Beitrag zur 
Verfügung steht, gilt heute als objektive W ahrheit 
ohne politisdie Tendenz, seitdem Herr Bidault am
15. März 1947 in  M oskau auf die zentrale W iditigkeit 
des deutsdien Übervölkerungsproblems hingewiesen 
hat. ln  weldiem  M aße er zur Verfügung steht, ist mit 
exakten Ziffern sdiw er zu sagen. ;
Die deutsdie W irtsdiaft ha t sidi in  den letzten hun­
dert Jahren  daran gewöhnt, den W arenexport als die 
normale Form des Einbezugs ihrer A rbeitsleistung in 
die W eltw irtsdiaft zu sehen. W eldie Rolle er in Zu­
kunft spielen wird, hängt zunädist davon ab, daß der 
Bezug von Rohstoffen für die Produktion exportfähi­
ger W aren zu angemessenen Preisen gesidiert ist. Im 
Zusammenhang m it den internationalen Plänen, be­
sonders den Plänen nad i „Punkt V ier“, liegt der Ge­
danke des „D reiedisverkehrs“ nahe: Am erikanisdies 
Kapital soll in  „unterentwidcelte Gebiete" fließen, 
diese Länder können m it seiner Hilfe den Bezug von 
Investitionsgütern aus Europa bezahlen, und Europa 
kann aus diesen Einnahmen seine Einkäufe an Roh­
stoffen und Nahrungsm itteln bei den USA. begleidien. 
In der am erikanisdien W irtsdiaft bestehen erheblidie 
W iderstände gegen diese A rt eines N eubaus der, 
W eltwirtsdiaft, und die logisdie Sdilüssigkeit der Lö- 

, sung sidiert längst n id it ihre praktisdie Verwirk- 
lidiung. Die Folgen des Koreakrieges gewöhnen die 
Länder, die wie Deutsdiland auf Export angewiesen 
sind, erneut an ein System der Rohstoffzuteilung.
Die Kombination der verfügbaren Arbeitskraft, der 
zugeteilten Rohstoffe und der tedinisdien Produktions­
kapazität kann im Zeitalter des neuen Stils keines­

wegs zur Produktion beliebiger G üter eingesetzt 
werden, die sidi dann ihren M arkt sudien müssen. 
Die internationalen Pläne entsdieiden audi über den 
Importbedarf der ihnen unterworfenen Länder. Sinn­
voll ist nur die Produktion von Gütern, die von die­
sem Importbedarf verlangt werden.
Trotz der Anspannung durdi die Aufrüstung ist es 
nun keineswegs so, als könne sidi der deutsdie Export 
selbst im Rahmen der Pläne konkurrenzlos vollziehen. 
Die sorgfältige Beobaditung der Konkurrenz, die Aus­
füllung von M arktlüdten, die regionale oder sadilidie 
Aufteilimg von M ärkten w ird einen Teil der Leistun­
gen des Exporteurs im Zeitalter der Pläne darstellen 
müssen. Andere Länder leben unter einem ähnlidien 
Exportzwang wie Deutsdiland, es ist also n id it mit 
einer Bevorzugung etwa im Interesse des investierten 
Kapitals zu redinen.
In den A usfuhrstatistiken ersdieinen audi Ziffern für 
unedite Ausfuhren im Sinne der Güterausfuhr, also 
w irklidi fü r die reine Ausfuhr von Arbeitskraft. Es 
gibt neben der A usfuhr von W aren, die m it eigenen 
M asdiinen und eigener A rbeitskraft aus eigenen Roh­
stoffen hergestellt worden sind, und von W aren aus 
fremden Rohstoffen, aber immer nodi auf eigene 
Redinung (wie etwa die dänisdie Umwandlung von , 
im portierten Futterm itteln in  Bacon für den Export), 
audi als dritte Form das reine Lohnwerk, bei dem die 
W are während der V eredelung n id it in das Eigentum 
des bearbeitenden Landes übergeht, bei dem häufig 
n id it nur das Geldkapital, sondern' audi die masdii- 
nelle A usrüstung für den Bearbeitungsvorgang Eigen­
tum des Auftraggebers ist. Die deutsdie W irtsdiaft 
hat mit dieser Exportform Erfahrungen durdi die 
Hilfsaufträge für die Aufrüstung des W estens und 
ebenso durdi die sow jetisdie Entnahme von Repara­
tionen aus der laufenden Produktion sammeln können. 
A udi an den Sonderfall der Dienstleistung ist bei den 
Exportmöglidikeiten zu denken; die Handelsflotten 
m andier Länder fahren überwiegend auf fremde Redi­
nung, sind also M ittel zum .Export“ von Arbeitslei­
stung.
Man mag versudit sein, den bloßen Gedanken an 
deutsdie K apitalinvestitionen in  anderen Ländern als 
absurd abzutim. Man sollte jedodi daran denken, daß 
audi das exportabhängige, döllararme Sdiuldnerland 
Großbritannien m it Billigung seiner Gläubiger Anlei­
hen an Jugoslaw ien gibt. Freilidi w erden derartige 
Transaktionen nur in  Ausnahmefällen vor sid i gehen. 
N idit die Kapitalausfuhr, sondern die Auswanderung 
w ird die zweite Normalform der deutsdien M itarbeit 
bei den Plänen der W eltw irtsdiaft darstellen. Es wird 
sidi kaum ein Land auf der Erde finden, das bereit 
wäre, eine M asseneinzelauswanderung im Stile des 
19. und frühen 20. Jahrhunderts in seine Grenzen auf­
zunehmen. Die internationale Freizügigkeit ist aus der 
Mode gekommen, und jeder Staat nimmt als Teil 
seiner souveränen . Redite die Entsdieidungsfreiheit 
über die Zulassung von Einwanderern für sidi in 
Ansprudi. Einwanderungswillige werden auf ihren 
absdiätzbaren ökonomisdien W ert geprüft, und außer­

I X / 21



Pfeffer: Z e ita lter der in te rna tiona len  Pläne

dem überlegt das Aufnahmeland sorgfältig ihre Assi­
m ilierbarkeit an sein eigenes nationales Wesen. Auch 
die Überseeländer empfinden ihre nationale Eigenart 
als Entelecfaie und sind nicht bereit, ihre Wachstums­
richtung durch einen starken Einwandererzustrom ver­
ändern zu lassen. W enn sie sich zur Aufnahme einer 
größeren Einwanderergruppe einheitlicher Herkunft 
entschließen, legen sie in den meisten Fällen W ert 
auf eine breite Verteilung, damit kein örtlich ge­
schlossener Block fremder Eigenart entsteht. Vom 
Einwanderer w ird im allgemeinen erwartet, daß er 
sowohl seine nationalen als auch seine weltanschau­
lichen Bindungen kappt. Nach den Erfahrungen mit 
wirklichen und vermeintlichen „Fünften Kolonnen“ 
sind die Überseeländer in dieser Hinsicht besonders 
empfindlich, imd die Abgabeländer müssen daher da­
mit rechnen, daß ihre ehemaligen Bürger nach voll­
zogener Auswanderung nicht mehr Im gleichen Maße 
für sie ansprechbar sind, wie das in liberaleren Zei­
ten möglich war.
Eine Auswanderung größerer Menschenmengen ist im 
allgemeinen nur als Gruppenauswanderung, nicht 
als M assenauswanderung Einzelner denkbar. Die 
krasseste Form der modernen Gruppenauswanderung 
stellt die Zwangsverschickung von A rbeiterkolonnen 
dar, wie sie in O steuropa geübt wird. Die Zurück­
behaltung von Kriegsgefangenen als Arbeitskräfte, 
die nicht auf den kommunistischen Machtbereich be­
schränkt geblieben ist, unterscheidet sich grundsätz­
lich kaum von der Zwangsarbeit der Zivildeportierten. 
Für schwere körperliche Arbeiten: Bergbau, Straßen­
bau, Baugewerbe, Landarbeit, w erden Kolonnen von 
Freiwilligen rekrutiert, ihr D ienstkontrakt kann ein 
Rückwanderungsrecht oder eine Rückwanderungspflicht 
umfassen, muß es aber nicht. Es ist fraglich, ob 
Deutschland überschüssige Kräfte gerade für diese 
A rten von H andarbeit zur Verfügung hat.
Schließlich ist die Gruppenauswanderung in der Form 
geschlossener Dörfer oder Siedlungsgebiete möglich, 
die dann nicht nur Arbeitskräfte, sondern die ge­
samten Familien- oder Siedlungsangehörigen einbe­
zieht. Gegenwärtig finden Bemühungen in dieser Rich­
tung für überlebende Gruppen Volksdeutscher Ge­
meinden aus Südosteuropa in Brasilien oder V e­
nezuela statt. Dabei wird wenig bedacht, ob gerade 
Menschen ihrer A rt im sozialen Gefüge des in Europa 
siedelnden deutschen Volkes leicht entbehrlich sind, 
man strebt nur nach rascher Entlastung des Wohl- 
fahrts- und Wohnungsbau-Etats. Die Gruppenauswan­
derer erhalten in ihrem Aufnahmeland w eder rechtlich 
noch wirtschaftlich Freizügigkeit oder freie Berufs­
wahl, sondern zu den Bedingungen ihrer Aufnahme 
gehört wenigstens für den Anfang die Bindung an 
O rt und Beruf.
Außerhalb der Gruppenauswanderung vollzieht sich 
die W erbung für einzelne Mangelberufe. Auch hier 
w ieder sollte das langfristige Bedürfnis D eutschlands, 
überlegt werden, selbst wenn z.B. der Frauenüber­
schuß bestimm ter Jahrgänge die Auswanderung von 
H ausangestellten oder Krankenschwestern nahelegt.

Schließlich kann Deutschland Spezialisten entsenden. 
Sie können zur M ontage exportierter Maschinen oder 
zum A nlernen von einheimischem Personal hinaus­
gehen, sie können Patente auswerten wollen, oder 
sie können auch nur auf Grund ihrer persönlichen 
Befähigung gewünscht werden. W ieder sollte bei jeder 
Auswanderung dieser A rt neben dem Gewinn einer 
Entlastung vom Überangebot und einer vernünftigen 
und befriedigenden V erw ertung langjähriger Spezial­
kenntnisse auch der wirtschaftliche und menschliche 
Verlust der deutschen W irtschaft und Gesellschaft ge­
sehen werden.
Eine dritte Form deutscher M itarbeit kann die Be­
teiligung deutscher Firm en sein. In einzelnen H äu­
sern steckt soviel Erfahrung und Ansehen, daß jede 
Partnerfirma bei gem einsamen Unternehm ungen m it 
Sicherheit auf ihre Rechnung kommen wird. Es ist 
sehr viel rationeller, Geschäfte durch Verm ittlung 
eingeführter Häuser zu machen, besonders w enn diese 
H äuser aus einem Lande stammen, das nicht im V er­
dacht politischen Ehrgeizes stehen kann.

AUSLANDSFORSCHUNG 

Eine empirische Auslandsforschung muß sich die Auf­
gabe stellen, der deutschen M itarbeit in der W elt­
wirtschaft durch Export, Entsendung von Menschen 
und Eingehen von Partnerschaften zu dienen. Sie muß 
zunächst die Pläne und den Fortgang ihrer V erw irk­
lichung sorgfältig untersuchen und muß zweitens die 
in Deutschland verfügbaren Kräfte und ihre Entbehr­
lichkeit feststellen. Drittens muß sie dann für die 
deutsche Auslandswirtschaft ein konkretes Bild der 
möglichen Zielgebiete zu erarbeiten versuchen. Viele 
Dinge weiß der praktische Kaufmann oder Siedlungs­
berater nur selbst, und die Forschung wird ihm wenig 
mitteilen können. Andere Dinge jedoch lassen sich 
weder in einem kurzfristigen Geschäftsverhältnis er­
kennen noch von dem Posten eines langfristig am 
selben O rt ansässigen V ertreters aus, der oft den A b­
stand zu seiner Umgebung einfach nicht halten  kann. 
Für diese Fälle muß eine pragmatische W issenschaft 
H intergrunds- und Ergänzungswissen für die Praxis 
bereithalten.
Besonders eindrucksvolle Beispiele einer pragm ati­
schen Leistung der wissenschaftlichen Auslandsfor­
schung bieten die Länderberichte des amerikanischen 
Department of Commerce. Manche deutschen A rbeiten 
können schon jetzt den Anspruch erheben, einen ähn­
lichen Dienst für unsere Zwecke zu leisten. Für andere 
Gebiete müssen die entsprechenden A rbeiten noch ge­
schaffen werden.
Die erste Aufgabe ist die objektive Darstellung des 
politischen Hintergrundes für die wirtschaftlichen Be­
dürfnisse des einzelnen Landes. Dabei w erden sowohl 
die Tatsachen des innenpolitischen Lebens als auch 
die Imponderabilien, die das V erhältn is , zu Deutsch­
land beeinflussen können, festzustellen sein.
Die soziologische A nalyse des fremden Landes, seiner 
Bevölkerung, seiner Bildung, seiner Sitten, seiner Re­
ligion wird eine nicht minder wichtige Aufgabe sein.

I X / 22



Pfeffer: Z eita lter der in te rna tiona len  Pläne

Gerade in der W eltwirtschaft neuer Art, in  der alle 
Nationen Partner sein sollen, wird die Rücksichtnahme 
auf Empfindlichkeiten besonders wichtig sein. Man 
muß daher die Empfindlichkeiten kennen.
Die W irtschaftsanalyse selbst muß selbstverständlich 
das Hauptstücäc der Darstellung bilden: die Land­
wirtschaft tmd die ländlichen Zustände, die V erkehrs­
verhältnisse im Inneren und der Anschluß an das 
W eltverkehrsnetz sowie der Stand von Handwerk tmd 
Industrie bilden ihre wichtigsten Gegenstände. 
Schließlich müssen die W irtschaftsbeziehtmgen des zu 
beschreibenden Landes zum Ausland dargestellt w er­
den: Handel, W anderung, Kapitalbewegung. Es wird 
in der Gegenwart besonders wichtig sein, nicht im 
Übereifer Verstimmung bei früheren Kolonialmächten 
hervorzurufen, so notwendig auch die unm ittelbare

Hinwendung zu der em anzipierten „neuen" Nation ist. 
Ein Feld für die deutsche M itarbeit bietet sich an 
sehr vielen Stellen der Erde, und die Auslandsfor­
schung sollte alle Möglichkeiten klären, auch wenn 
sie heute noch nicht ergriffen werden können. Politi­
sche Behindertmgen haben keine ewige Dauer, natür­
liche Ergänzungsbedürfnisse pflegen sie zu überleben. 
Das deutsche Interesse sollte allen Zonen gelten, in 
denen die großen Pläne der Gegenwart Aufgaben 
sehen: das sind die britischen Dominien, das tropi­
sche Negerafrika, der Vordere Orient, der indische 
Subkontinent, Südostasien, Ostasien, die Südsee, 
Iberoamerika, der Machtbereich der Sowjetunion und 
auch die aufbaubedürftigen Rätuae innerhalb der 
atlantischen Staatengemeinschaft selbst — Griechen­
land oder Irland, A laska oder Nordnorwegen.

Sum m ary: G e r m a n  E c o n o m y  i n  
t h e  E r a  o f  I n t e r n a t i o n a l  
P l a n s .  W h en  a f te r  th e  firs t w orld  
w ar th e  id ea  o f m an d a to ry  g overnm en t 
came up  a  change b egan  to  ta k e  p lace  
in  th e  m ethods o f in te rn a tio n a l eco n ­
om ic coopera tion . A fte r  th e  en d  of th e  
second w orld  w ar th e  co lon ia l pow ers 
w ere  no lo n g er ab le  to  k eep  co lon ies 
under th e ir  so v e re ig n ty  a g a in s t th e  
w ill of th e  n a tiv e  p o pu la tions. The 
idea  o f colon ial tru s teesh ip  to o k  th e  
place o f trad itio n a l Im perialism . But 
the  developm ent p lan s d raw n  up u n d er 
th is  id ea  a re  a ll p re-supposing  th e  
econom ic reco v e ry  of th e  m other- 
countries th ro u g h  A m erican  aid. T he 
m ost p rec ise  defin ition  o f th e  p rincip le  
of a W e s te rn  w orld  econom y dom in­
a ted  b y  th e  USA., is  co n ta in ed  in  
“P oint Four" of P re s id en t T ru m an 's  
inaugura l speech in  1949. A lso  th e  
R ussian sys tem  of w orld  econom y is 
in its  ideo logy  based  on  th e  in c reas­
ing o f p ro sp e rity  an d  soc ia l resp o n ­
sib ility  of th e  n a tio n a l econom ies. The 
sacrifices o f th e  m ore rad ica l m ethod  
a re  to  on ly  se rv e  th is  end. In  th e  
a reas to  be  d eveloped  w e find co lonial 
nationalism  w ith  a  v a r ie ty  o f social 
and soc ia lis tic  ten d en c ies . The au th o r 
finally exam ines th e  q u estio n  o f a  
G erm an p a rtic ip a tio n  in  in te rn a tio n a l 
developm ent p lan s w hich inc lude  ex ­
p ort of goods, em ig ra tion  o f w o rkers 
and technicians, an d  p a rtn e rsh ip s  in  
foreign b usiness en te rp rises . P articu la r 
em phasis is  la id  o n  th e  v a lu e  of ca re ­
ful p re lim inary  in v es tig a tio n s o f th e  
countries concerned.

R ésum é: L ' é c o n o m i e  a l l e m a n d e  
à  l ' é p o q u e  d e s  p l a n s  i n t e r ­
n a t i o n a u x .  Le régim e m an d a ta ire  
c réé  a p rè s  la  p rem ière  g u e rre  m ondiale 
m arque u n e  é tap e  nouvelle  dans 
l 'h is to ire  de  la  coopéra tion  économ ique 
in te rn a tio n a le . A  la  su ite  de la  deux ièm e 
g u e rre  m ond ia le  les p u issances colo­
n ia le s  se sb n t m on trées incapab les de 
m ain ten ir  sous le u r  dom inance la  
p o p u la tio n  ind igène  s 'y  refusan t. A  la  
concep tion  de  l'im péria lism e fu t sub ­
stitu ée  la  th éo rie  de  l'ad m in istra tio n  
co lon ia le  p a r  u n  conseil de cu ra teu rs . 
La réa lisa tio n  de  ces p lan s de  dévelop­
p em en t basés su r ce tte  th éo rie  nouvelle  
dépend  p o u rta n t de l'assa in issem en t 
p réa lab le  d es m étropo les p a r  l 'a id e  
am éricaine. Le p rincipe  d irec teu r que 
p o u rsu iv en t les  E tats-U nis à  l 'ég a rd  de 
l 'économ ie de l 'O u e s t se tro u v an t sous 
leu r  p rédom inance  a  é té  défini p a r  le  
p ré s id en t T rum an com m e le  po in t IV  
dans son  d iscou rs inau g u ra l en  1949. 
L 'U nion so v ié tique  aussi base sa con­
cep tio n  d e  l'économ ie u n iv e rse lle  su r 
l 'am élio ra tio n  du  n iv eau  social e t  su r 
la  re sp o n sab ilité  soc ia le  des économ ies 
n a tio n a les . C 'e s t p a r  les p riv a tio n s 
ac tu e lles  q u 'o n  se rt le  b u t final. D ans 
le s  p ay s  a rr ié ré s  le  na tio n a lism e colo­
n ia l a  p ro d u it to u te  u n e  gam m e de 
ten d an ces  soc ia les e t so c ia lis tes. De 
ces a n a ly ses  l 'a u te u r  conclu t au x  
possib ilité s  o ffertes p a r  l'A llem agne 
p o u r sa  p a rtic ip a tio n  dans ces p lan s 
in te rn a tio n a u x : exporta tions, ém igra­
tio n  e t  envo i de  m ain  d 'o eu v re  e t de 
sp écia listes , investissem en ts. L 'au teu r 
in sis te  su r  la  v a le u r  d 'u n e  an a ly se  
p réa lab le  de  l'en se in b le  des conditions 
d é te rm in an t le  p ay s  respectif.

R esum en: L a  e c o  n o m í a  a l e m a n a  
e n  a l  e d a d d e  p l a n e s  i n t e r ­
n a c i o n a l e s .  Con e l adven im ien to  
de  la  id ea  de m andato , después de  la  
p rim era  g u erra  m undial, se n o ta  el 
com ienzo de  u n  cam bio de estilo  en  lo 
que  re sp ec ta  a  la  cooperación  econó­
m ica m undial. A l te rm in a r la  segunda 
g u e rra  m tm dial, las n aciones perd ie ro n  
su  p o d er de m an ten er su  dom inio 
co lon ia l co n tra  la  v o lu n tad  de la  
pob lac ión  ind ígena . El an tiguo  im ­
perialism o h a  sido reem plazado  p o r la  
te o r ía  de l m andatb  co lonial. Todos los 
p ro y ec to s ev o lu tivos estab lec id o s a 
b ase de  e s ta  teo ría , suponen  e l re ­
stab lecim ien to  económ ico de la  m etró ­
po li m ed ian te  la  ay u d a  no rteam ericana . 
El p rinc ip io  de  la  econom ía m undial 
de l occiden te  dom inado p o r los n o rte ­
am ericanos es tá  form ulado m ás claro  
e n  e l „punto c u a tro “ d e l d iscurso  
in au g u ra l que hizo T rum an en  1949. 
T am bién e l sistem a económ ico m undial 
de la  U nión S ovié tica  es trib a  ideo­
ló g icam en te  en  la  e lev ac ió n  del b ien e ­
s ta r  y  de  la  responsab ilidad  social de 
la s  econom ías nacionales. Las v ic tim as 
del m étodo m ás rad ica l d eben  se rv ir 
so lam en te  e s ta  finalidad. En lo s p a ises 
que deb en  se r  desarro llad o s se  no ta  
d en tro  del nacionalism o colonial te n ­
dencias soc ia les y  soc ia lis tas de  d ife­
re n te s  m atices. Por fin e l au to r  es tud ia  
la s  p o sib ilidades (jue se  o frecen  a 
A lem an ia  p a ra  u n a  partic ip ac ió n  en  
lo s p roy ec to s ev o lu tivos in tern ac io ­
n a le s  que ab a rcan  la  ex p o rtac ió n  de 
m ercancías, la  em igración de  ob ra  de 
m ano  y  esp ec ia lis tas  asícom o la  p a r ti­
c ipación  en  em presas e x tra n je ra s . Se 
su b ray a  especia lm en te  e l v a lo r  de un  
e stud io  p rev io  del ex tran je ro .
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